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c Gewerkschaftskanzler oder Genos-

se der Bosse? Einige Wochen nach

seiner Wiederwahl wurde Kanzler

Schröder für seinen „Kuschelkurs“

gegenüber den Gewerkschaften kri-

tisiert. Doch schon mit der geplan-

ten Mittelstandsoffensive, dem Kanz-

leramtspapier zur Reform der sozia-

len Sicherungssysteme und den Plä-

nen zur Liberalisierung des Laden-

schlusses sind die nächsten Konflikte

zwischen Sozialdemokratie und Ge-

werkschaften vorprogrammiert. Auf

Vorwürfe angesprochen, die SPD

übernehme neoliberale Positionen,

sagte Schröder, es sei nicht das vor-

dringliche Ziel der Sozialdemokra-

ten, die FDP überflüssig zu machen.

Aber: „Das kann ein Nebeneffekt

sein.“

Man geht auf sichtliche

Distanz

Nicht nur deutsche Gewerkschafter

registrieren, dass „ihre“ sozialdemo-

kratischen Parteien in Fragen der

wohlfahrtsstaatlichen Politik, des Ar-

beitsmarkts oder der Haushaltspoli-

tik konservativer werden und sich

programmatisch von den Gewerk-

schaftsorganisationen entfernen. Das
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In den 90er Jahren haben sich Sozialdemokraten zunehmend von gewerkschaftlichen Positionen entfernt.

Sozialwissenschaftliche Fachzeitschriften diskutieren die Ursachen kontrovers: Lassen sich mit klassischer

gewerkschaftlicher Politik keine Wahlen mehr gewinnen? Oder liegt es in der Natur der aktuellen Proble-

me, dass sich Sozialdemokratie und Gewerkschaften auseinander dividieren?

legt der Politologe James Piazza (Uni-

versität Meredith, North Carolina)

in Ausgabe 4/2001 von Party Poli-

tics dar. Bald nach Bill Clintons

Wahl zum US-Präsidenten im Jahr

1992 zerstritten sich amerikanische

Gewerkschaften und die Demokrati-

sche Partei über Fragen der Handels-

politik. Vizepräsident Al Gore wei-

gerte sich auf dem Gewerkschaftstag

des amerikanischen Dachverbands

AFL-CIO im Jahr 1996 standhaft,

sich zu der Aussage zu bekennen,

dass Gewerkschaften gut für Arbeit-

nehmer sind. In seiner Fernsehan-

sprache nach dem Wahlsieg von

1997 versprach der britische Premier-

minister Tony Blair Fairness gegen-

über den Gewerkschaften, aber nicht

ihre Begünstigung. James Laxer von

der kanadischen Neuen Demokrati-

schen Partei betonte seine Bereit-

schaft, die Gewerkschaften zum

Wohl der Wirtschaft in die Schran-

ken zu weisen. 

1996 machte der schwedische Pre-

mierminister Göran Persson die Ge-

werkschaften für steigende Arbeits-

losigkeit verantwortlich und begrün-

dete damit sein Programm zur Flexi-

bilisierung von Arbeitsmarkt und

Lohnfindung. Die israelische Arbei-

terpartei hat sich zu einer Partei der
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Niederlanden hat sich nicht in einer

Stärkung der gewerkschaftlichen Mit-

gliederbasis niedergeschlagen. Zu dem

Ursachenbündel, das die Gewerk-

schaften schwächt, zählen soziokul-

turelle Veränderungen – die Auflö-

sung so genannter sozialkultureller

Milieus –, ein allgemeiner Trend zur

Skepsis gegenüber Großorganisatio-

nen, flexibler gewordene Erwerbs-

biographien, der Strukturwandel von

der Industrie- zur Dienstleistungsge-

sellschaft sowie das Ausbleiben ge-

zielter politischer Organisationshilfen.

Fest steht: Mit Gewerkschaftsfreun-

den, Mitgliedern und deren Angehö-

rigen allein lassen sich keine Wahlen

mehr gewinnen – eine plausible Er-

klärung für die Strategiewechsel der

Sozialdemokratien, in Deutschland

und anderswo.

Gewerkschaftliche Politik-

rezepte greifen nicht mehr 

In Ausgabe 2/2001 des Journal of

European Public Policy vertreten

die Politikwissenschaftler Christof-

fer Green-Pedersen (Universität Aar-

hus, Dänemark), Kees van Kersber-

gen (Universität Nijmwegen, Nie-

derlande) und Anton Hemerijk (Uni-

versität Leiden, Niederlande) die Ge-

genthese zu Piazza: Nicht wahltakti-

sche Überlegungen verändern die So-

zialdemokratien. Es sind hingegen,

so die Autoren, die klassisch ge-

werkschaftlichen Politikrezepte, die

an ihre Grenzen gestoßen sind und

zur Bewältigung der gegenwärtigen

Herausforderungen nichts mehr

beitragen. Demnach brechen sozial-

demokratische Parteien eher mit

Fehlern der 70er Jahre als mit ihren

Zielen und Grundprinzipien. 

Anhand einer Analyse der Wirt-

schafts- und Sozialpolitik der sozial-

demokratisch geführten Regierungen

in den Niederlanden (seit 1989) und

Dänemark (seit 1993) betonen die

fassen. Offensichtlicher Schwach-

punkt von Piazzas Argumentation:

Warum soll es vor allem die Interna-

tionalisierung sein, die die Gewerk-

schaftsbewegungen geschwächt hat?

Wer etwas über gewerkschaftliche

Mitgliederentwicklung erfahren will,

kann sich in einem Aufsatz des Köl-

ner Soziologen Bernhard Ebbinghaus

kundig machen. (Working Paper des

Max-Planck-Instituts für Gesell-

schaftsforschung, Nummer 3/2002). 

Ebbinghaus hat alle für Deutsch-

land verfügbaren Daten von 1950 bis

2000 zusammengetragen. In Deutsch-

land ist heute nur noch jeder fünfte

Arbeitnehmer, der nicht im Ruhe-

stand ist, Mitglied einer Gewerk-

schaft. Der gewerkschaftliche Orga-

nisationsgrad ist damit niedriger als

jemals zuvor in der Geschichte der

Bundesrepublik. Besonders proble-

matisch: Es sind vor allem die Ju-

gendlichen, die sich von Gewerk-

schaften fernhalten. Mitte der 80er

Jahre lag der Anteil der bis 25-Jähri-

gen im DGB noch bei 15 Prozent.

Heute sind es nur noch fünf Prozent.

Lediglich jeder zehnte jugendliche

Arbeitnehmer ist gewerkschaftlich

organisiert. Aber jedes fünfte DGB-

Mitglied ist im Ruhestand. Setzen

sich diese Trends fort, dann liegt der

gewerkschaftliche Organisationsgrad

in weniger als 20 Jahren bei unter

zehn Prozent – auf französischem

Niveau.

Die Ursachen dafür sind viel-

schichtig. Wie Ebbinghaus darlegt,

ist es nicht unbedingt die Arbeitslo-

sigkeit, die den Gewerkschaften das

Leben schwer macht. Denn in den

50er und 60er Jahren, zur Zeit der

Vollbeschäftigung, sanken die ge-

werkschaftlichen Organisationsgrade.

In den 70ern, als die Arbeitslosigkeit

in Deutschland zurückkehrte, konnte

die gewerkschaftliche Mitgliederwer-

bung ihre größten Erfolge verbu-

chen. Und die erfolgreiche Bekämp-

fung der Arbeitslosigkeit in den

Privatisierung, der Haushaltskonso-

lidierung und des Freihandels gewan-

delt. Ganz zu schweigen von der re-

striktiven französischen Haushalts-

politik unter Jospin. In Australien und

Japan haben sich die Arbeiterpar-

teien liberalen Vorstellungen ange-

nähert. Kurz: Transformationen der

Sozialdemokratie zeigen sich über un-

terschiedlichste Ländergruppen hin-

weg. Nicht nur bei deutschen Ge-

werkschaftern wächst die Kritik an

„ihren“ Sozialdemokratien.

Parteien kämpfen an zwei Fron-

ten gleichzeitig. Einerseits wollen sie

Probleme lösen und ihre Programme

verwirklichen, andererseits müssen

sie sich so verhalten, dass sie bei

Wahlen mehrheitsfähig sind. Piazza

zufolge liegt der Schlüssel zum Ver-

ständnis der Veränderungen der So-

zialdemokratie in der zweiten Dimen-

sion: Mit klassisch gewerkschaft-

licher Politik lassen sich keine Wahl-

siege mehr erzielen. Die Internatio-

nalisierung der Wirtschaft, so Piaz-

za, hat die Gewerkschaften in den

80er Jahren zunehmend und in fast

allen westlichen Industrieländern ge-

schwächt. Gewerkschaften mit weni-

ger Mitgliedern können weniger

Wähler mobilisieren. Folglich wen-

den sich sozialdemokratische Parteien

neuen Wählerschichten zu, knüpfen

Allianzen mit bürgerlichen Wähler-

gruppen und wandern dabei nach

rechts. Die „neue Mitte“ wird gebo-

ren. Ob die gewerkschaftlichen Kon-

zepte zur Lösung von Problemen

noch zeitgemäß sind oder nicht, ist

demnach irrelevant – die sozialde-

mokratischen Parteien sind auf der

Suche nach Wählern, nicht nach

Problemlösungen.

Stete Auflösung des

sozialkulturellen Milieus 

Mit dieser Sicht der Dinge lässt sich

sicherlich ein Teil des Problems er-

➔➔



51Mitbestimmung 1+2/2003

von dem Maßnahmenbündel, das

zur Belebung der dänischen und

niederländischen Arbeitsmärkte führ-

te – Entlastung des Faktors Arbeit,

Bezuschussung niedriger Erwerbs-

einkommen, Abbau des strukturel-

len Staatsdefizits, Umbau der Arbeits-

verwaltungen, Stopp der Frühver-

rentungen – ist in Deutschland bis-

her wirklich umgesetzt worden.

Hinzu kommt: Es hilft nicht wei-

ter, die goldenen Jahre der gewerk-

schaftlich-sozialdemokratischen Ehe

romantisch zu verklären. Dies legt

John Callaghan (Universität Wolver-

hampton, Großbritannien) in Num-

mer 3/2002 des British Journal of

Politics and International Relations

dar. In seinem kenntnisreichen Über-

blick zur sozialdemokratischen Re-

gierungspraxis verschiedener Länder

seit dem Ersten Weltkrieg zeigt Cal-

laghan, dass die Funktionsweisen ka-

pitalistischer Ökonomien sozialde-

mokratischen Politikzielen schon im-

mer, und nicht erst seit den 80ern,

klare Grenzen gesetzt haben. Sozial-

demokratien konnten Phasen hohen

Wachstums für ihre Ziele nutzen,

aber ihre Fähigkeit, durch Politik

Wachstum herzustellen, war schon

immer gering. 

Schon vor dem Zweiten Welt-

krieg, so der Autor, waren die Finanz-

märkte westlicher Industrieländer ent-

wickelt genug, um sozialdemokrati-

sche Regierungen auf den Pfad der

ökonomischen Orthodoxie zurück-

zuführen. Callaghan beschreibt beein-

druckende Parallelen zwischen den

Perioden ab 1918 und ab 1973 und

zeigt, dass die scheinbare Verein-

barkeit sozialdemokratisch-gewerk-

schaftlicher Maximalziele mit den

Möglichkeiten und Erfordernissen ka-

pitalistischer Ökonomien zwischen

Zweitem Weltkrieg und Ölkrisen

historisch die Ausnahme und nicht

der Regelfall war. c

Das zentrale Argument von Green-

Pedersen, van Kersbergen und He-

merijck ist: Adäquate Problemlösun-

gen wurden in den 90er Jahren mit

klassisch gewerkschaftlichen Zie-

len immer unvereinbarer. Sozialde-

mokratisch geführte Regierungen

haben Gewerkschaften heute weni-

ger zu bieten als noch vor 25 Jahren

– weder keynesianische Politik noch

weitere wohlfahrtsstaatliche Expan-

sion. So ist es die Natur der Proble-

me, die Sozialdemokratie und Ge-

werkschaften auseinander dividie-

ren, und Gewerkschaften müssen

über ihren eigenen Schatten sprin-

gen, um „ihren“ Sozialdemokratien

auf diesem neuen, dritten Weg zu

folgen.

Die guten Jahren waren

die Ausnahme 

Somit stehen sich zwei völlig unter-

schiedliche Erklärungsansätze unse-

rer sozialdemokratisch-gewerkschaft-

lichen Ehekrise gegenüber, und beide

enthalten einen wahren Kern. Der

eine Ansatz legt nahe: Die strategi-

schen Optionen der SPD haben sich

verändert. Die gewerkschaftlichen Re-

zepte zur Bewältigung der Arbeits-

marktkrise mögen angemessen und

zukunftsweisend sein – trotzdem, aus

rein wahltaktischen Gründen wen-

den sich die Sozialdemokraten der

bürgerlichen Mitte zu. Das ist Was-

ser auf die Mühlen der gewerk-

schaftlichen Programmatik. 

Der andere Erklärungsansatz

sucht die Schuld für das Zerwürfnis

bei den Arbeitnehmerorganisationen,

die nur zögerlich von den Politikre-

zepten der 70er Abstand nehmen.

Versöhnung ist nicht in Sicht. Denn

weder ist eine Neuauflage der ge-

werkschaftlichen Organisationserfol-

ge der 70er Jahre zu erwarten, noch

ist in Deutschland ein Ende der Re-

formphase absehbar. Denn nichts

Autoren: Die sozialdemokratischen

Parteien sind keineswegs einfach

„neoliberal“ geworden, sondern sie

haben einen adäquaten und kohä-

renten Politikstil entwickelt, der we-

der klassisch sozialdemokratisch noch

liberal ist. Dieser „dritte Weg“ kom-

biniert verschiedene Politikinstru-

mente: die Entlastung des Faktors

Arbeit von Steuern und Abgaben; die

Bezuschussung niedriger Erwerbsein-

kommen; den Abbau der Staatsver-

schuldung; den Umbau von Arbeits-

verwaltungen zu Agenturen der Ak-

tivierung und Qualifizierung von Ar-

beitssuchenden; und den Abbau

wohlfahrtsstaatlicher Programme,

die den Rückzug von Arbeitnehmern

aus dem Arbeitsmarkt förderten. In

keinem der beiden Länder, betonen

die Autoren, haben die sozialdemo-

kratischen Regierungen versucht,

Beschäftigung durch die Absenkung

der Realeinkommen am unteren

Rand des Arbeitsmarkts zu schaffen.

Das wäre der neoliberale Weg gewe-

sen.

Warum greifen die Rezepte der

70er Jahre nicht mehr? Das Au-

torenteam verweist zum einen auf ei-

nen veränderten internationalen Kon-

text, der die Steuerung der Wirt-

schaft durch keynesianische Politik

erschwert hat. Zum anderen haben

die Regierungen der 70er den Re-

gierenden der 90er eine schwere Hy-

pothek hinterlassen, die die Autoren

als „welfare without work“, als Spi-

rale ständig sinkender Beschäfti-

gungsquoten durch die kostspielige

Herausnahme vor allem älterer Be-

schäftigter aus dem Arbeitsmarkt

beschreiben. Damit wurden große

Bevölkerungsgruppen dauerhaft vom

Erwerbsleben ausgeschlossen und

die Wohlfahrtsstaaten in Finanzie-

rungsprobleme gestürzt, die vor al-

lem vor dem Hintergrund der Vorbe-

reitung auf die Wirtschafts- und

Währungsunion nicht mehr zu be-

wältigen waren. 




